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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichlung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1171/71 durch eine zusätzliche Befrei- 
ung von der Verpflichtung, die Nebenerzeugnisse der 
Weinbereitung zu destillieren. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 16. Septem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1171/71 
durch eine zusätzliche Befreiung von der Verpflichtung, 
die Nebenerzeugnisse der Weinbereitung zu destillieren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzender 
Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Wein 1 ), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1627/71 2 ), insbesondere auf Artikel 
24 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 24 Absatz 2 erster Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 können bestimmte 
Erzeuger von der Verpflichtung zur Destillation der 
Nebenerzeugnisse der Weinbereitung freigestellt 
werden. 

Der von diesen Erzeugern für die Oenozyaninher- 
stellung abgelieferte Traubentrester ist im allge- 
meinen nicht vergoren. Die Behandlung der Trauben- 
trester bei der Oenozyanin-Extraktion macht diese 
für eine spätere Gärung und Destillation ungeeignet. 
Die betreffenden Erzeuger können also von der Ver- 
pflichtung zur Destillation der Nebenerzeugnisse 
der Weinbereitung freigestellt werden. 

Zu der genannten Freistellung sind entsprechende 
Kontrollmaßnahmen zu erlassen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 1171/71 erhält 
folgende Fassung: 


„Artikel 7 

1. Von der Verpflichtung in Artikel 24 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
sind ferner die einzelnen Erzeuger befreit, die im 
Laufe eines Weinwirtschaftsjahres nicht mehr als 
50 hl erzeugen. 

2. Von der Verpflichtung in Artikel 24 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
sind Erzeuger befreit, die ihren Traubentrester für 
die Herstellung von Oenozyanin abliefern. 

3. In dem in Absatz 2 genannten Fall treffen die 
Mitgliedstaaten alle erforderlichen Maßnahmen, um 
in jedem Einzelfall sicherzustellen, 

a) daß die Weintrester nicht vollständig ausgepresst 
sind und 

b) daß, soweit die in den Genuß der Befreiung ge- 
langenden Weintrester Alkohol enthalten, dieser 
Alkohol nicht zuvor verwertet wurde." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaft in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jeden Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 170 
vom 29. Juli 1971, S. 3 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Anläßlich der Genehmigung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1171/71 vom 3. Juni 1971 über die Destillation 
der Nebenerzeugnisse der Weinbereitung kam der 
Rat überein, in das Protokoll eine Erklärung aufzu- 
nehmen, mit welcher die Kommission ersucht wird, 
„in rechtlicher und technischer Hinsicht zu unter- 
suchen, welche anderen außer den in Artikel 5 dieser 
Verordnung genannten Möglichkeiten für die Erfül- 
lung, der Verpflichtung zur Destillation bestehen". 
(Dok. R/ 1 044/7 1 (AGRI 352) vom 28. Mai 1971). 

Nach Prüfung der Frage wird vorgeschlagen, Erzeu- 
ger, die ihren Traubentrester für die Herstellung 
von Oenozyanin abliefern, von der Verpflichtung 
zur Destillation der Nebenerzeugnisse der Weinbe- 
reitung freizustellen. Kontrollmaßnahmen sind vor- 
gesehen. 

Die Tragweite dieser Maßnahme ist gering, da jähr- 
lich nur rund 15 000 dz Trester für die Oenozyanin- 
Herstellung verwendet werden. 

Aus dem Verordnungsentwurf ergeben sich keine 
neuen Belastungen für den EAGFL; seine Beteili- 
gung vermindert sich statt dessen, da die vorgesehe- 
nen Maßnahmen bestimmte Erzeuger von einer Ver- 
pflichtung entbinden, deren Erfüllung eine Beteili- 
gung des Fonds mit sich gebracht hätte. 
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